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Im Focus

BGH: Wirksame Revisionsbeschränkungen gegen Urteil für mehr Transparenz bei Energiepreiserhöhungen
In der Sache streiten das beklagte Energieversorgungsunternehmen und ein Verbraucherverband, inwieweit der Anlass für eine im
Rahmen der Grundversorgung geplante Preisänderung den Kunden im Vorfeld exakt mitzuteilen ist. Der Verbraucherverband ver-
langt Unterlassung der Ankündigungen, da er die Informationspflichten nach der Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV)
in dreierlei Hinsicht nicht eingehalten sieht.
Das OLG Hamm (Urteil vom 07.09.2017 – 2 U 24/17, DokNr. 18002173) hat das erstinstanzliche Urteil in zwei Punkten bestätigt.
Zum einen ist jeder Preisbestandteil, der sich verändert, anzugeben. Dabei sind auch die Preisbestandteile anzuführen, die gesun-
ken sind und dadurch die Preiskalkulation beeinflussen, denn nur dann sei die Preisgestaltung tatsächlich transparent. Zum ande-
ren hat es das beklagte Unternehmen gemäß dem Urteil des OLG Hamm zu unterlassen, als Grund für die Preisanpassung einzel-
ne Kostenfaktoren zu benennen, die tatsächlich nicht Anlass für die Preisanpassung sind. Gegen dieses Gebot hat die Beklagte
verstoßen, weil sie angegeben hat, »ein Teil der Steuern« sowie »Abgaben« seien angepasst worden, obwohl die in § 2 Abs. 3 Nr. 5
StromGVV genannten Strom- und Umsatzsteuern wie auch die Konzessionsabgabe unverändert geblieben sind. Nicht bestätigt
hat das OLG hingegen die Verurteilung des Versorgungsunternehmens zur Unterlassung von Ankündigungen, denen eine Gegen-
überstellung des für jeden Kostenfaktor vor und nach der Preisanpassung geltenden Preises fehlt.
In dem jetzt vorliegenden Beschluss des BGH vom 10.04.2018 (VIII ZR 247/17) wird geprüft, ob die Beschränkungen der Revi -
sionszulassung durch das OLG Hamm wirksam sind. Der BGH bejaht dies, so dass dem Versorgungsunternehmen keine Revision
zur Begründetheit der beiden stattgegebenen Unterlassungsklageanträge möglich ist. Gleichfalls verwirft der BGH die vorsorglich
eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde als unzulässig, da der Wert der mit der Revision geltend zu machenden Beschwer
20.000 € nicht übersteigt. Dieser orientiert sich bei Verbraucherrechtsverstößen an dem Interesse der Allgemeinheit an der
 Beseitigung einer gesetzwidrigen AGB-Bestimmung, nicht hingegen an der wirtschaftlichen Bedeutung eines Klauselverbots.
Keine Aussage trifft der BGH zur Frage, ob zur Erfüllung der Informationspflichten nach der StromGVV auch die vom Kläger
 verlangte Gegenüberstellung geschuldet ist. Im Rahmen seines Beschlusses über die Wirksamkeit der Revisionsbeschränkungen
bestätigt der BGH nur, dass das OLG die Revision partiell bezüglich der Begründetheit diesen durch den Verbraucherverband
 geltend gemachten Unterlassungsanspruchs zulassen konnte.                                                                                        > DokNr. 18002174

OLG Düsseldorf: BNetzA ist gemäß § 31 Abs. 1 ARegV zur Veröffentlichung der dort aufgeführten Daten berechtigt
Mit Beschluss in der Hauptsache vom 14.03.2018 – VI 3 Kart 11-17 (V) hat das OLG Düsseldorf die Beschwerde der Betroffenen
gegen die Veröffentlichung von Daten nach § 31 Abs. 1 ARegV durch die Bundesnetzagentur zurückgewiesen. Der 3. Kartellsenat
bestätigt damit die Rechtsprechung des 5. Kartellsenats (Beschluss vom 30.11.2017 – VI-5 Kart 33-16; Dok-Nr. 18002131).
Laut dem OLG Düsseldorf ist die Neuregelung der Veröffentlichungspflichten in § 31 Abs. 1 ARegV in der seit dem 17.09.2016
 geltenden Fassung rechtmäßig. Die in § 31 Abs. 1 ARegV enumerativ aufgeführten Daten sind nicht als Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse der Netzbetreiber anzusehen. Es handelt sich um hoch aggregierte Daten des Regulierungsprozesses, die spezifische
Bedeutung in dem System der Anreizregulierung haben und, soweit sie infolge umfassender Transparenzvorgaben an die Netz -
betreiber nicht ohnehin offenkundig sind, jedenfalls nicht geeignet sind, eine wettbewerbliche Stellung des Netzbetreibers ins -
besondere auf vor- und nachgelagerten Märkten, aber auch im Rahmen des »Wettbewerbs um das Netz« nachhaltig zu beein -
flussen. An ihrer Geheimhaltung besteht kein berechtigtes Interesse. Wegen grundsätzlicher Bedeutung ist die Rechtsbeschwerde
zum BGH zugelassen.                                                                                                                                                                    > DokNr. 18002175
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